Herrman Meyen
Massenmedien in Deutschland

1. Die neue Informations- und Unterhaltungsgesellschaft

· Skeptiker vs. Enthusiasten

· Kompetenz der Nutzer notwendig

· elektronische Demokratie (   Nutzer bestimmen, welche Inhalte sie rezipieren

· Zerfall der Öffentlichkeit

· Vereinzelung und Isolation

· Datenschutz

· FSM (Freiwillige Selbstkontrolle Multimediaanbieter)

· Digitales Fernsehen

· über 100 Kanäle
=> Unüberschaubarkeit

· Verlustgeschäft bei Kirchs d-box, EU-Kommission verbietet 1998 Zusammenarbeit von Kirch (Decoder), Bertelsmann, Telekom (Technik)

· ARD / ZDF:
1997 erste Versuche (Phoenix, Kika, Arte, 3sat)

ARD Muxx ARD extra ARD Festival

ZDF Vision ZDF Infobox

( Sind Spartenprogramme sinnvoll? Schon Vollprogramme 

     richten sich heute verstärkt an bestimmte Zielgruppen

· Digitaler Hörfunk

DAB (Digital Audio Broadcasting) ist relativ teuer

· Internet

· Inhaltsloser Wortlärm => Verlust der Wahrnehmungstiefe => Überschriftenwissen
· Presse im Netz meist eher PR als Geschäft (Donsbach: herkömmliche Zeitung ist vom Aussterben bedroht)
· Interaktivität
· Straftaten nur schwer verfolgbar
· Vorteile des Internets nutzen, nicht nur Zeitung ins Internet stellen
2. Politische Funktion der Massenmedien
· Konflikte öffentlich machen

· Forum bieten

· Stellung beziehen

(
1.
Information


2.
Meinungsbildung


3.
Kontrolle und Kritik

!! Wirklichkeit wird nicht mehr erfahren, sonder medial vermittelt 

· Gefahr für Minderheiten durch das Selektionsnetz zu fallen ?

· Journalist als Anwalt?

(Bsp: DVU 1998 in Sachsen / Anhalt: Totschweigen oder Aufklären?)

· Thematisierungsfunktion: Agenda Setting

· Wechselspiel zwischen öffentlicher Meinung und Auswirkungen auf politischen Institutionen

Was ist öffentliche Meinung?

Elisabeth Noelle-Neumann:
unbewußtes Streben nach einem gemeinsamen Urteil, das notwendig ist für gemeinsamen Handeln und Entscheiden


Martin Löffler (Presserechtler):

in einem Teil der Bevölkerung über einen Zeitraum 

vorherrschende Einstellung zu Personen, Ereignissen, Zuständen

3. Geschichte der Pressefreiheit

Grob:

· 18. Jahrhundert:
Kampf um Menschenrechte

· 19. Jahrhundert:
Restauration / zeitweilige Duldung der Pressefreiheit

· Hitler / Stalin:
Beseitigung

· Gegenwart:

Verankerung in der Verfassung

============================================================


1450
Gutenberg erfindet Buchdruck
 => 
Druck und Verbreitung von Schriften ohne 

 





Genehmigung von Kirche oder Staat verboten

1789
Französische Revolution
=>
Kampf um Menschen- und Bürgerrechte

1819
Karlsbader Beschlüsse / Restauration

Spätes 19. Jh. 
technische Erfindungen (Rotationspresse) => Massenverbreitung (Generalanzeiger)

1874
Reichspressegesetz:
keine Zensur, aber jederzeit rücknehmbar





ABER:

Kulturkampf, Sozialistengesetze

1914
Weltkrieg (totale Zensur)

Weimar
Aufnahme in den Grundrechtskatalog, aber jederzeit durch einfaches Gesetz einschränkbar


Problem:
Demokratie-skeptische Haltung von einem Großteil der Presse

z.B. Hugenberg-Konzern, anfällig / aufnahmebereit für nationale Parolen

Hitler

März 1933:
Reichskommission für Volksaufklärung und Propaganda

· Gleichschaltung

· Einstieg der Presse in die "antisemitische Aktion"

· NSDAP
=> Aufkauf von Verlagen

· Propaganda-Medium Nr. 1:

 Film

4. Rechtliche Stellung der Presse

· Grundgesetz §5 / Landesgesetze

· keine (Nach-)Zensur

· freier Zugang

· Einschränkungen durch Jugenschutz, Persönlichkeitsrecht, allg. Gesetze

· Dennoch:
Zensur z.B. in Kriegen ("Wir erfuhren nichts, das aber stundenlang.")

· 1958 Lüth-Urteil des BverfG 
=>
Meinungsfreiheit ?????????????

1969 Blinkfüer-Urteil

=>
Presse ist auch vor wirtschaftlichen Machtgruppen zu 

schützen
?????????????

RECHTE

1.
Auskunftspflicht der Behörden

2. Zeugnisverweigerungsrecht

3. Beschlagnahme- und Verwertungsverbot

1. Auskunftspflicht der Behörden gilt nicht bei:

· Geheimhaltung

· Schädigung öffentlicher Interessen

· Gefährdung der sachgerechten Durchführung schwebender Verfahren

· Verletzung von schutzwürdigem privaten Interesse

3.
Beschlagnahme- und Verwertungsverbot außer:

· Journalisten als Täter

· Großer Lauschangriff (inzwischen gemildert)

Grenzen der Pressefreiheit:

· Persönlichkeitsrecht (Beleidigung, Verleumdung, üble Nachrede)

· Privatsphäre / Intimsphäre (auch transportiert)

· Bildverbote

· Gerichtsprozesse, militärische Anlagen, Pornographie

· Recht am eigenen Bild (Kunsturheber-Gesetz)

· Transportierte Privatsphäre (Caroline von Monacco)

Gegendarstellungen

· nur bei Tatsachenbehauptungen

· Bedingung:
Betroffen-Sein

· Gegendarstellung muss an gleichwertiger Stelle und in gleichwertiger Größe und Aufmachung erscheinen (auch auf Titel)

· darf nicht kommentiert werden (aber Redaktionsschwanz)

Kontrolle der Presse:

· oft:
juristisch o.k, aber moralisch verwerflich

· Presserat

· Bundesprüfstelle => Indizierung

5. Entwicklung und Struktur der Presse seit 1945

· nach Krieg: hohes Misstrauen der Leser gegenüber Presse, Vertrauensaufbau schwierig

Medien in den Westzonen:

Plan des Neuaufbaus:

1.
totales Verbot von Informationen und Unterhaltung






Schließung aller Verlage

2. Militärzeitungen der Allierten

3. Deutscbe Zeitungen uter allierter Kontrolle (Lizenzpresse)

· bis 1949: 149 Zeitungen

erste Zeitungen:
Januar 1945   Aachener Nachrichten




Frankfurter Rundschau




Tagesspiegel

Braunschweiger Zeitung

außerdem:
Zonenzeitungen der Besatzungsmächte

USA:
Die neue Zeitung

GB:
Die Weltbank


FRA:
Nouvelles de France

SU:
Tägliche Rundschau

Ziele der Lizenzpolitik:
Umerziehung





Aufbau regionaler und lokaler Presse => föderale Struktur





Entnazifizierung

Lizenzträger:

USA:
Personen aus Parteien




GB:
Personen




FRA:
teils / teils




SU:
Organisationen

Ziele im Osten:


-     marxistisch-leninistische Ideologie verbreiten

· bürgerliche Ideologie bekämpfen

· Aufbau des Sozialismus unterstützen

Pressefreiheit:

· meist Nachzensur, aber auch Vorzensur

· keine freie Meinungsäußerungen über Siegermächte

· keine Lizenzen für "unangenehme" Zeitungen

· Agenturmaterial kam von Siegermächten

ab 21.09.1949:

freie Zeitungsgründung möglich (auch für Belastete)




=> Konkurrenzkampf Altverleger (Neugründer) gegen Lizenzpresse

Merkmale der heutigen Struktur

· privates Eigentum

· hohe Anzahl von Zeitungstiteln

· lokale Bindung vieler Tageszeitungen

· starke Position der Regionalzeitungen

· wenige überregionale Blätter

· reiches Zeitschriftenangebot

· schwach entwickelte Parteipresse

· starke Abhängigkeit von Anzeigen

· Konzentrationstendenzen

Überregionale Tageszeitungen

· Süddeutsche Zeitung

· FAZ

· Welt

· Frankfurter Rundschau

====

· taz

· Handelsblatt 

Lokale Tageszeitungen

· nur wenige redaktionell selbstständige Zeitungsausgaben (nur 135 von 1578 Titeln), was den politischen Teil betrifft

=> Lokalausgaben, Verlags- und Redaktionsgemeinschaften

· lokale Monopole

· Gefahr der einseitigen Information, da lokale Harmonie nicht gestört werden soll

· geringe publizistische Leistung

· Verlust der Informations- und Kontrollfunktion

· Problem:
Kritik kann Quellen versiegen lassen

persönliche Kontakte zwischen Journalisten und Macht-Elite

Wegfall von Anzeigenkunden bei unangenehmer Berichterstattung

Andere lokale Zeitungen

· Stadtmagazine

· Alternativ-Zeitungen (z.B. von Bürgerinitiativen)

· Anzeigenblätter

· Offertenblätter (Kostenlose Anzeigen, Verkaufspreis)

· Supplements (Prisma)

· Amtsblätter

Regionalzeitungen

· föderalistische Struktur der BRD

· Übernahme + Umbenennung (teilweise) + Modernisierung von ehemaligen SED-Bezirkszeitungen

· Verbreitungsgebiet der SED zementiert

· westdt. Verlage konnten noch größer werden => stärkerer Konzentrationsprozess

· Vielfalt blieb auf der Strecke

· Zu konservative Kräfte / Mauscheleien ?

Sonntagszeitungen

Straßenverkaufszeitungen

Bild (4,5 Mio Auflage)

Super Zeitung (Burda´s Wessi-Hetzblatt) inzwischen pleite

Wochenzeitungen

mehr Analyse und Kommentar als Nachrichten

Die Zeit (Holtzbrinck)

Die Woche (Burda / Ganske)

Sonntagsblatt (evgl.)

Rheinischer Merkur (CDU)

Spiegel

· Nachrichten werden zu Geschichten

· Mischung von Fakten und Wertungen

· Meinungsführer (Agenda-Setting)

· Eigentum von: Augstein + Gruner&Jahr + Mitarbeiter

· "Wahrheit als Waffe" 

· Bad Kleinen

· Lauschangriff

· Barschel

· Monopolstellung bis 1993 (Focus)

Parteipresse

· nur geringe Bedeutung

· kleiner Leserkreis

· offene Diskussion vs. Parteilinie

· Weimar:  fast 50 % aller Zeitungen bekannten sich zu einer Partei

· SPD erhält nach der Wende Entschädigungen für nach der Zwangsvereinigung zur SED enteignete Blätter, z.B:
40 % an Sächsischer Zeitung

Morgenpost für Sachsen

Freies Wort (Suhl) 30%

Südthüringer Zeitung

· CSU:

Bayernkurier

· CDU/CSU:

Deutschland-Union-Dienst

· CDU:

Union in Deutschland

Union / Magazin

· Rechte:

Deutsche National Zeitung

Ausländer-Presse

Türkisch:
Hürriyet



Türkiye



Milliyet



(Deutschland-Ausgaben türkischer Zeitungen)

Italienisch:
Corriere D´Italia



Oltre Confine (monatlich)

Griechisch:
Akropolis



Makedonia

Zeitschriften

· breites Angebot
· Illustrierte
· Frauenblätter
· Programm-Presse
· Regenbogenpresse
· Verlage:
Bauer, Springer, Burda, G+J 
=    60 % Marktanteil
· ostdeutscher Markt ist schwierig, z.B. 
· G+J: Umbau der Neuen Berliner Illustrierten zum Extra-Magazin
· Einstellung 1991
· Burda:
Super Illu:
Frust und Lust
(  Erfolgreiche Zeitschriften:

· auf Osten zugeschnittene Formate

· niedrigpreisige Zeitschriften

· Zeitschriften mit hohem Nutzwert

· Frauenzeitschriften

· Männerzeitschriften

· Jugendzeitschriften

· Special Interest

· Fachzeitschriften z.B: Publizistik, Schweissen und Schneiden. ADAC-Motorwelt

· Konfessionelle Presse
(jeweils eigene Nachrichtenagenturen)

· katholisch:

Weltbild

Bildpost

Deutsche Tagespost

· evang.

Gemeindebriefe

· Kundenmagazine

· Schülerzeitungen

Finanzierung

· Abonnement- / Straßenverkauf

· Werbung (70-80%)

=>
Anzeigenverlust von 10% :

Existenzgefährdung

=>
Anzeigenverlust von 20%:

Einstellung

· Abhängigkeit von Anzeigen

· Wechselwirkung von redaktionellem Teil und Anzeige

("anzeigenfreundliches Umfeld")

(  Defizite in der Berichterstattung (Schweigezonen)

Politischer Standort

· meist CDU-nah

· links:
Frankfurter Rundschau

Hamburger Morgenpost

Süddeutsche Zeitung

Neues Deutschland

Berliner Zeitung

· nicht festgelegt: WAZ

· ostzentrischer Blick bei Ex- SED- Blättern

· offene Unterstützung politischer Richtungen

SPD



CDU






    Stern



    Rheinischer Merkur / Christ und Welt


    Spiegel


    




    DieWoche



    Die Zeit

Eigentumsstruktur

· wenige, große Verlage dominieren

Springer

24 %

WAZ


6 %

Stuttgarter Zeitung
5 %

Du Mont Schauberg
4 %

G+J


3,4 %

Süddeutsche Zeitung
3,2 %

Konzernbildungen

· Senkung der Herstellungskosten

· günstigere Anzeigenpreise (etwa durch Synergien bei Akquise)

· geteiltes Risiko

· Steuern sparen

· höhere Auflagen
=> niedrigerer Tausenderpreis bei Anzeigen

· Verdrängungswettbewerb

· hohe Abonnemontpreise als Monopolist, unter Konkurrenzsituation niedrige Preise

· Probeabonnements

· Abbestellungsprämien

· Werbegeschenke für neue Abonnenten

Konzentrationsprozesse in Ostdeutschland

1991-1992:
11 von 34 Ausgaben eingestellt, neun weitere entfallen



Monopol für Ex-SED-Presse

· Druckereien waren schon vorhanden

· Andere Zeitungen konnten keine Sicherheiten vorweisen => keine Kredite

SPRINGER

· viele auflagenstärkste Zeitungen ihres Genres

· BILD (Tageszeitungen)

· Hamburger Abendblatt (Mittagszeitungen)

· BamS / WamS (Sonntagszeitungen)

· Hörzu (Fernsehzeitschriften)

· Tageszeitungen

· Die Welt

· BZ

· Berliner Morgenpost

· Bergedorfer Zeitung

· Elmshorner Nachrichten

· Zeitschriften

· Funkuhr

· Bild der Frau, AutoBild, SportBild, Bildwoche

· Journal für die Frau

· Allegra

· ComputerBild

· Anzeigenblätter

· Beteiligungen:
LVZ

Rostocker Ostsee-Zeitung

Harburg Anzeigen und Nachrichten

Kieler Nachrichten

Lübecker Nachrichten

Sat1

Radio Hamburg

Antenne Bayern

· Umsatz:

2,3 Mrd. EUR (1997)

BERTELSMANN

UFA
Radio Hamburg

RTL
RTL II

· Beteiligungen:
Ausland


74,9 % an G+J

GRUNER + JAHR

· John Jahr hält noch 25,1 % (Sperrminderheit)

· Hamburger Morgenpost

Stern

Brigitte

Capital

GEO

Sandra

P.M.

· Beteiligungen:
24,9 % an Spiegel

Ausland

Filmaktivitäten

· Ost-Einkäufe:
Berliner Verlag (Berliner Zeitung, Berliner Kurier, Zeitschriften)

Mehrheitsbeteiligung an Sächsischer Zeitung

Morgenpost DD / Chemnitz

BAUER

· Fernsehwoche

· Neue Revue

· Neue Post

· Bravo

· Ost-Einkäufe:

Magdeburger Volksstimme

BURDA

· Focus

· Bunte

· Freizeit-Revue

· Mein schöner Garten

· Super Illu

· Super TV

· Schweriner Volkszeitug

· Norddeutsche Neueste Nachrichten

HOLTZBRINCK

· Verlage:

· Fischergruppe

· Kindler (49 %)

· Knaur (46 %)

· Rowohlt (67 %)

· Macmillan (London, 70 %)

· Tageszeitungen:

· Handelsblatt

· Lausitzer Rundschau

· Main-Post

· Saarbrücker Zeitung (52 %)

· Tagesspiegel (51 %)

· Wirtschaftswoche

· Die Zeit

· Südkurier

GANSKE

· Die Woche

· Für Sie

· Petra

· Zuhause

· Vital

· Beteiligungen:
Rheinischer Merkur

· Verlag:

Hoffmann & Campe

WAZ-GRUPPE

· WAZ

· Westfälische Rundschau (87 %)

· Neue Ruhr-Zeitung (90 %)

· Westfalenpost

· Echo der Frau

· Kooperationsverträge mit der Thüringer Allgemeine und Ostthüringer Zeitung

Konzentrationsprobleme

1. Macht über andere Verlage z.B. stehen große Verlage ruinöse Preiskämpfe länger durch

2. Informationssperren z.B. Kirch gegen TV Today

3. politische Befehle aus den Konzernzentralen

4. Machtmissbrauch

( Gegenwehr:

Vorschläge der Pressekomission der Bundesregierung (1968)

· Höchstgrenzen für Eigentumserwerb

· jährlicher Bericht der Bundesregierung über Lage der Presse

· Offenlegung der Eigentumsverhältnisse als gesetzliche Pflicht

· finanzielle Unterstützung kleinerer Verlage

ABER: 

Vorschläge von sozialliberaler Koalition nicht aufgenommen

SONDERN:
Einrichtung einer eher machtlosen Presse-Fusions-Kontrolle  (1976)



Außer:
 1981
Burda plante Mehrheitsbeteiligung bei Springer






=> Verbot => nur 24,9 %

1990 Kaufverbot für Springer bezüglich Volksblatt Berlin

( andere Zeitungsmodelle

1. Leser und Mitarbeiter erwerben Anteilsscheine

· Redaktion wird aus Alleinherrschaft des Verlegers gelöst

· z.B: Kieler Rundschau (1980)

 Hamburger Rundschau (1982)

2. Mitarbeiterbeteiligung  (Spiegel)

3. anti-hierachisches Prinzip (keine CvD-Ressortleiter-Redakteur-Struktur)

ABER: 
teilweise aufgegeben etwa bei taz

6. Der duale Rundfunk

· Präferenzen der Parteien:
SPD:
öffentlich-rechtlicher Rundfunk

CDU:
privatwirtschaftlicher Rundfunk

· BverfG-Fernsehurteile 1961, 1971, 1981...

· entscheidend ist nicht Organisationsform, sondern Rundfunkfreiheit / Meinungsvielfalt

· Anfangs: 



Technische Grenzen => Monopol der öffentlich-rechtlichen Sender entspricht der Verfassung

· Heute:

Satelliten-/ Kabeltechnik => Rundfunk darf wegen der politischen Bedeutung nicht dem freien Spiel der Kräfte überlassen werden

Organisation

1.
Binnenpluralismus



Außenpluralismus

  Vielfalt / Ausgewogenheit 


  Vielfalt / Ausgewogenheit durch

  innerhalb eines Programmes


  große Anzahl verschiedener Anbieter

  (Fernsehurteil 1961)

2.
1986:
BverfG macht Weg frei für duale Rundfunkordnung

· Grundversorgung durch öffentlich-rechtliche Sender

· keine gleich hohen Anforderungen an Privatrundfunk

3.
Staatsferne:
Länder sichern Vielfalt durch Staatsverträge / Rundfunkgesetze

4.
Gebühren:
früher durch Bundespost erhoben, später durch Länder festgelegt (KEF)




(Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs)

· 1994 BverfG fordert Neuregelung, da Länderparlamente so   

medienpolitischen Druck auf die Programme ausüben könnten

· Rundfunkanstalten werden unabhängiger von KEF, gewisse 

Prüfungsrechte beleiben der Behörde aber, um eine Art Selbstbedienungsladen zu verhindern (z.B. Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit)

Rundfunkstaatsverträge

1987
- Neuordnung des Rundfunksystems => dualer Rundfunk


- Werbung nach 20 Uhr verboten

1992
- neue Länder treten bestehenden Verträgen bei


- Sponsoring von Sendungen erlaubt

1997 - ein einzelner privater Anbieter darf nur max. 30 % Marktanteil erreichen

  => KEK (Kommission zur Ermittlung von Konzentration)

- bei Marktanteilen über 10 % müssen Sendezeiten für unabhängige Dritte bereitgestellt   

   werden (z.B. SpiegelTV bei RTL)

Senderfamilien

Kirch



Bertelsmann

  27 % Marktanteil


22,5 %

  Rechtehandel

  Filmstock

7. Der öffentlich-rechtliche Rundfunk

· nach 1945:


Ziele:
Staats- und Wirtschaftsferne

( Organisationsform:
Anstalten des öffentlichen Rechts

· Staatsverträge, Landes- oder Bundesgesetze

· Staat hat Rechtsaufsicht, aber keine Fachaufsicht

· Selbstverwaltung

· Gebührenfinanzierung

· Rundfunkveranstalter

1.
ARD
seit 1950 Zusammenschluss aller Landesrundfunkanstalten



=>  gemeinsames Hörfunk und Fernsehen (1953)

2. Landesrundfunkanstalten

· 5 Hörfunk-Programme

· 1 Drittes

· Regionalprogramm für ARD-Nachmittagsprogramm

neue Anstalten:

1991:

MRD, ORB, Mecklenburg-Vorpommern tritt NDR bei

1997:

SDR+ SWF =  SWR





=> Fusionen werden immer wieder ins Gespräch gebracht (z.B: SFB)

3. Deutsche Welle: mehrsprachiger Infokanal über Deutschland

4. DeutschlandRadio: 

Deutschlandfunk (Infokanal für DDR /BRD bis 90) + Rias +

DS Kultur (Deutschlandsender + Radio DDR II)

5. ZDF (Mainz)

· zentralistische organisiert

· Finanzierung durch Gebühren (80%), Werbung und Verwertung von Lizenzen

· entstanden durch Länderstaatsvertrag (als Antwort auf Adenauers Deutschland Fernsehen GmbH,"Adenauer Fernsehen", welches das BverfG verboten hatte)

· Grundversorgung:

1.
ein dem Rundfunkauftrag entsprechendes Programm

2. technische Empfangbarkeit

( auch Sport und Unterhaltung gehören zur Grundversorgung


(Kurzberichterstattung)

Sicherung durch Rundfunkstaatsvertrag:



(  Bestands- und Entwicklungsgarantie für Öffentlich-Rechtliche


(auch Spartenkanäle möglich, Kika, Phoenix)

· Struktur:



Intendant (verantwortlich für Programm)

· wird kontrolliert durch Rundfunk- / Verwaltungsrat in denen alle gesellschaftlich relevanten Gruppen vertreten sind

· ABER:
- Freundeskreise der Parteien / Parteienproporz vs. Staatsferne

- Organisationen schicken oft nur zweite Garnitur oder Spitzenfunktionäre   

  ohne Zeit

(  keine Rückkopplung mit der Basis =>  mangelnder Sachverstand, der   

      durch Machtspiele bei Personalfragen ausgeglichen werden will

(  Kritik an missfälligen Sendungen => innere Schranke bei Journalisten


=>  Zensurgefahr

· Prinzipien

· Ausgewogenheit / Fairneß

· Objektivität der Nachrichten (findet ihre Grenzen in der Praxis unter anderem in der Zeitkritik, Satire, unangenehmen Reportagen)

· Gleichbehandlung der Parteien

· z.B. Wahlwerbung:

Staffelung nach Wertigkeit der Partei

oder


gleichlange und gleichwertige Sendezeiten

· Kritik

· Parteienherrschaft

· zu bürokratisch / zu verschwenderisch

· Schielen nach Quote

· zu viele Programme => zu teuer

· linkslastig

· Beritt => umstrittene kompetenz-territoriale Aufteilung

8. Der Privatfunk

· Start mit den Kabelpilotprojekten (ab 1984 Ludwigshafen)

· werbefinanziert oder Pay-TV, Pay-per-view

=> Werbesteuer-These

· Vollprogramme:
SAT1
(Kirch/Springer)

RTL
(Bertelsmann/WAZ)

PRO7 
(Kirch)

Vox
(Bertelsmann/Murdoch)

· Spartenprogramme:

Viva

Ballungsraumsender

· wirtschaftlich gesehen, ist das Privatfernsehen wegen der enormen Anlaufkosten eher ein Misserfolg, nur RTL und PRO7  arbeiteten 1999 verlustfrei

Programm

· stark unterhaltungsorientiert

· billige US-Serien werden zunehmend durch deutsche Eigenproduktionen ersetzt

· zunehmend auch Inforamtionssendungen (Infotainment)

· human touch

· Kombination von Werbung und Programm (Gewinnspiele)

· neue Formen der Präsentation (locker, dynamisch, sportlich)

· Reality TV, Talkshows

Kritik

· zuviel Sex und Gewalt

· zu lange Werbepausen

· Werbung im Kinderprogramm

Privater Hörfunk

· Verlauf erfolgreicher als bei Privatfernsehen, da Herstellung billiger

· Private teilweise erfolgreicher (Radio Hamburg) als öffentlich-rechtliche, aber auch Einstellungen (Inforadio Berlin)

· meist sehr hoher Musikanteil (Dudelfunk), Wortanteil ist Begleitung zum Musikteppich

· spezielle Musikklangfarben und verschiedene Zielgruppen unterscheiden Sender

· größter Radiomarkt: Berlin  => hohe Anzahl von Spartensendern, Abschied vom "Gemischwarenladen für die ganze Familie"

· Service-Informationen meist nur Zeit, Wetter, Verkehr

· Informationskernbestand meist gleich durch Verwendung gleicher Nachrichtenagenturen

(mehr Sender = gleich mehr Information geht nicht auf)

· Entstehung von Doppelmonopolen, zb. Springer, Holtzbrinck, die starke Positionen auf dem Pressemarkt innehaben und viele Hörfunk-Lizenzen besitzen

Landesmedienanstalten

· ähnlich wie Rundfunkräte bei den öffentlich-rechtlichen, auf Grund von Landesmediengesetzen entstanden, repräsentieren gesellschaftlich relevanten Gruppen (Medienrat)

· Vergabe von Lizenzen nach Aspekten der Vielfalt und Wirtschaftlichkeit

("Frequenzpoker" wie auf dem "orientalischen Basar")

· Finanzierung durch Gebühren für Arbeitsaufwand und 2 % aus Rundfunkgebühren

· Kontrolle der Lizenzauflagen (z.B. Wortanteil, Regionalbeschränkung) => meist nur lasch

Rundfunk der dritten Art:
Offene Kanäle

· frei für Laien, meist nur geringer Qualität

· kein Quoten-Schielen, aber auch kein Einfluss

· "Bürgerkanäle"

· lokale Ausstrahlung

9. Die Konkurrenz zwischen den Medien

Presse und Rundfunk

· grundsätzliche Konkurrenz, da Presse und Rundfunk ähnliche Bedürfnisse befriedigen:

Unterhaltung, Information, Bildung

ABER:
unterschiedliche Mittel

· Presse bindet Nutzer räumlich und zeitlich viel geringer als Radio undFernsehen, ermöglichen aber nur ein Nacherleben, während beim Rundfunk Live-Übertragungen möglich sind

· Rundfunk-Einnahmen aus Werbung sind geringer als die Anzeigeneinnahmen der Presse 

(1997: 50 %)

· keine Verdrängung, sondern Ergänzung

Film und Fernsehen

· echter Wettbewerb, Kino in der Krise (aber: Filmkrise ist auch Krise des deutschen Films)

=> kulturelle und wirtschaftliche Filmförderung
· Bestandsschutz für öffentlich-rechtliches Fernsehen durch Gebühren

Öffentlich-rechtlicher und privater Rundfunk

· Abwerbung von Spitzenkräften durch Privatfunk

· Explosion der Preise für Übertragungsrechte z.B. Sport => Kurzberichterstattung

· Anstieg der Lizenzpreise für Spielfilme

· Einführung des Privatfunks bringt kein Mehr an Informationsvielfalt / Programmvielfalt

=> viele Wiederholungen

· Ende der Monopolstellung für öffentlich-rechtliche => hoher Wettbewerbsdruck

=> drohende Gleichförmigkeit der Programme, Verkümmerungsspirale, Quotenfetischismus

· neue Werbeformen; Screen-Splitting, virtuelle Werbung, Infomercials

Die Zukunft der dualen Rundfunkordnung

· schlecht für öffentlich-rechtlichen:

Explosion der Rechtepreise

Abwanderung der Stars

steigender Anteil von Eigenproduktionen und Informationssendungen bei den Privaten

· Sparkurse vs. Kaputtsparen

· Fusionen

· jede Anstalt macht alles ??

· Finanzausgleich bedroht

10. Die Informationsquellen

Nachrichten-Agenturen

· dichtes Korrespondenten-Netz, welches sich sonst nur stark-auflagige Zeitungen leisten können

· Je kleiner ein Blatt, desto größer die Wahrscheinlichkeit und der Anteil der unredigierten Veröffentlichung von Agenturmeldungen

· Weg einer Meldung:
Korrespondent - Landesbüro - Zentralredaktion - Kunde

(unterwegs:
Redigieren, Selektieren, Formulieren)

· Übermittlung erfolgt elektronisch

· Gefahr: schnelle Übermittlung begünstigt Flüchtigkeit(sfehler)

DPA

· Gründung 1949 durch die drei Agenturen der westlichen Besatzungsmächte (DENA / USA; DPD / GB; SUEDENA / FRA)

· Eigentümer: 200 Verlage und Rundfunkanstalten => Wahl eines Aufsichtsrates => Bestimmung einer Geschäftsleitung und des Chefredakteurs

· Vermeidung der Gefahr einer einseitigen Interessenbildung =>

· kein Gesellschafter darf mehr als 1,5 % des Stammkapitals besitzen

· unter den Gesellschaftern sind mehrere politische und weltanschauliche Richtungen vertreten

· Staat darf keine Anteile am Gesellschaftskapital erwerben

· dpa-Nachrichten-Input:


mehr als 1000 Meldungen

=> bdt-Output:


rund 500 Meldungen



=> Hörfunkdienst-Output:
rund 5 Minuten Sprechdauer pro Stunde



=> gms (GlobalMediaServices): weitere Leitartikel, Kommentare, Analysen

· einseitige Berichterstattung schwer möglich, da:

· Struktur (siehe oben)

· Kunden kommen aus allen politischen Richtungen

· Existenz anderer Nachrichtenagenturen (DDP, AP, AFP, Reuters, AFP)

=> Unausgewogenheit würde schnell auffallen



      => Kontrolle wichtig, da DPA in etwa Monopol-Stellung


ADN

· ehemalige Staatsnachrichten-Agentur, Weisungen aus dem Politbüro

· Übernahme durch ddp

Weitere Nachrichtendienste

· EPD, KNA (kath. Nachrichtenagentur), VWD (Vereinigte Wirtschaftsdienste), sid

· Presse- und Informationsdienste von Parteien, Verbänden, Einrichtungen, Privatpersonen mit unterschiedlichem Erscheinungsrhytmus

Pressestellen

· staatliche - oder private Pressestellen oft die ergiebigsten Informationsquellen (??)

Das Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

· Unterrichtung der Bundesregierung über Veröffentlichungen der Presse

· Informationen für die Medien über Politik der Bundesregierung 

· Sprach- und Hörrohr der Bundesregierung

· Vorsitz:
Regierungssprecher

· dreimaliges Auftreten vor Bundespressekonferenz

· Spannungsfeld zwischen Zuviel- und Zuwenig-Sagen

· Arbeitsweise:
Mitteilungen an die Presse

Bulletin des P.-u. I.-Amtes d. Bundesregierung (Erklärungen des Bundespräsidenten, Bundeskanzlers, Bundesregierung)

· Gefahr: 
Wahlwerbung durch den Staat, also das Bundespresseamt
(eigentlich durch BverfG 1977 verboten, aber Grenzen sind fließend)

1. Bürger ständig zur Wahlurne gerufen

2. Was ist Information, was Werbung
3. Informationen der Regierung werden immer im Wahlkampf verwendet
Private Pressestellen

· lassen Handeln der Organisation im günstigsten Licht erscheinen

· Vorwurf: Journalisten übernehmen Informationen ungeprüft (z.B. BrentSpar)

11. Die Journalisten

· Berufsbezeichnung ungeschützt

Journalist ist (nach Meinung von DJV), wer

· Hauptberuflich

· produktiv oder dispositiv (technische Planung)

· Informationen sammelt, auswertet, prüft und Nachrichten aufbereitet

· sie in Wort, Bild, Ton

· über ein Medium

· an die Öffentlichkeit vermittelt

· oder den Medien zur Übermittlung zur Verfügung stellt

· keine eigene Gewerkschaft (dju in ver.di)

· Ausbildungstarifvertrag für Volontäre seit 1990 (durch DJV und IG Medien)

· Wege in den Journalismus:

· Abitur - freie Mitarbeit / Praktika - Volontariat (15 % , sinkend)

· Abitur - Journalistenschule - Redakteur (ca. 10 %)

· Abitur - Fachstudium - Volontariat (50 % steigend)

· Abitur - Journ, Pub, MW, -Studium - Redakteur (15-20 %, offen)

· neue Beschäftigungsmöglichkeiten

· Pressestellen

· Privatfernsehen / Hörfunk

· Online-Redaktionen

· veränderte Tätigkeitsfelder

· Mehr an technischen, organisatorischen Tätigkeiten (z.B. Seitenplanung, technische Aufbereitung von Texten und Fotos)

· multimediale Herausforderungen (Bilder, Graphiken, Videos, Sounds)

· Instrumental-Journalismus (Info-Sammlung aus Datenmassen, bes. bei Online-Journalismus) vs. Orientierungs-Journalismus (Hintergrundwissen, bes. bei traditionellen Printmedien)

· Bild des Journalisten in der öffentlichen Meinung eher schlecht, weil

· Journalist als Kritiker (Netzbeschmutzer)

· Arbeitsweise und Auftreten (rasender Reporter)

· Nutzen für die Demokratie liegt nicht klar auf der Hand

· keine Abschlussprüfung wie bei traditionellen Berufen

· Vorzugsstellungen

· Anspruch auf Auskünfte bei Behörden

· keine Nennung ihrer Quellen vor Gericht

· hohe Aufmerksamkeit von Personen des öffentlichen Lebens

· wichtige Stellung im Prozess der öffentlichen Meinungs- und Willensbildung

Glaubwürdigkeit von Journalisten

· eher rückläufig in der öffentlichen Meinung

· Scheckbuch-Journalismus

· Korruptionsvorwürfe bes. bei Reisejournalismus und Motorjournalismus (z.B. A-Klasse)

· Ex-DDR-Journalisten


· kritische Auseinandersetzung oder Verschweigen

· Täter zu Opfern ?

Journalisten und Verleger

· 1951
Manteltarif-Vertrag zwischen DJV und Zeitungsverlegern

· Tendenzschutz des Verlegers vs. Mitsprache der Journalisten

Ansätze innerer Pressefreiheit

· wirtschaftliche Beteiligung der Journalisten am Verlag

· redaktionelle und politische Mitbestimmung der Journalisten (Redaktionsstatute)

· Einschränkung der Verfügungsgewalt des Verlegers über die Produktionsmittel / öffentlich-rechtliche Organisation von Rundfunkanstalten / Stiftungs- statt Eigenkapital

Gegensatz:
Presserechtsrahmengesetz, zu dem der Bund die Rechtskompetenz besitzt, das immer wieder angedroht, aber noch nicht umgesetz wurde (Journalisten fanden´s zu lasch - keine Vetorechte, den Verlegern ging es aber zu weit)

Tendenzschutz:

· nach Betriebsverfassungsgesetz haben Betriebsräte nur ein beschränktes Mitspracherecht bei Kündigungen und Einstellung von Redakteuren

· BverfG: Einfluss des Betriebsrates auf Inhalt und Gestaltung der Zeitung wäre fremder Einfluss und damit wider die Pressefreiheit

· Verleger: zu starke Mitbestimmung setzt wirtschaftlichen Bestand aufs Spiel

Redaktionsstatute

· anfangs ausschließlich freiwillig

· gesetzlich vorgeschrieben bei:  WDR (1985) , SR (1987),  ORB, NDR (1991)

12. Wirkung der Medien

Der Kommunikationsprozess

· politische Wirkung hängt u.a. von Redakteuren und Lesern ab:

· Redakteur:

· Welche Aufgabe hat der Verleger gestellt (große Idee vs. Meinungen wiederspiegeln) ?

· Welchen Umfang steht er dem politischen  Teil zu ?

· Welche Darstellungsformen bevorzugt er?

· Wie stellt er sich den Leser vor?

· Leser:


· Ansicht über eine Zeitung

· Kenntnis- und Erfahrungsstand

· Milieu

· sonstiges Mediennutzungsverhalten

· Testmethoden:
Copy-Test bei Zeitungen, Quotenmessung bei TV und Radio

· Leserbrief:

2% der Leser schreiben einmal im Jahr, Unterbringung in der Zeitung 

ist sehr unterschiedlich, sehr gepflegter Leserbriefteil bei FAZ und DIE ZEIT




Fernseh- und Radiosender haben keinen festen Platz für 

Leserreaktionen, freuen sich aber immer über darüber

· Primärgruppen:
Wechselwirkung zwischen Medien und Nutzern ist nur ein Faktor im 

gesamten Kommunikationsprozess, eine wichtige Rolle spielen auch Familie, Freundeskreis, Nachbarn und Kollegen – die so genannte Primärgruppe => Herausbildung von Normen und Gewohnheiten im Bezug auf Auswahl aus dem Informationsangebot und Beurteilung von Aussagen der Massenmedien

( innerhalb der Primärgruppe gibt es immer einen Meinungsführer,  

     d.h. jemand nutzt Medien intensiver und hat ein exakteres Wissen, 

( Zwei-Stufen-Fluss: auch die passiven Nutzer werden informiert, z.B.  

     durch aktiv-nutzende Familienmitglieder

· Fluchttendenz:
bei sozial desintrigierten Menschen können Massenmedien die 

Isolation noch verstärken (z.B. Kinder orientieren sich an TV-Helden)

· Fernsehen ist glaubwürdiger als die Presse, u.a. wegen Aktualitätsvorsprung => besonders hohe Wirksamkeit

· Meinungen über Personen lassen sich leichter ändern als Meinungen über Sachverhalte

Die Reichweite der Massenmedien

· generell: leichter Zugang zu Massenmedien

· Trend: Menschen lesen Zeitungen weniger gründlich, schauen mehr Fernsehen

· Privatfernsehen besonders im Osten beliebt

· Nutzer bevorzugen bei verschiedenen Medien auch verschiedene Inhalte

· Fernsehen: reine Nachrichten, Unterhaltungssendungen

· Hörfunk:
aktuelle Meldungen, leichte Musik

· Tageszeitungen:  Berichte über Unglücke, Unfälle, Verbrechen noch vor 

 



          dem Lokalteil

· Medienbindung: („Welches Medium würden Sie am meisten vermissen?“)

· regionale Abonnenment-Zeitungen (74%)

· Privatfernsehen (66%)

· öffentl.-rechtliche Hörfunk (63%)

· privater Hörfunk (54%)

· Anzeigenblätter (32%)

· Zeitschriften (32%)

· neue Nutzungsgewohnheiten: 

· zapping“, „channel hooping“ => nur ein Drittel der Zuschauer einer Sendung bleibt auch bis zum Schluss dran

· Was interessiert den Zuschauer? => Publikumsinteressen machen jede 

Programm-Planung zunicht (meint Dieter Roß, Hamburger Medienforscher)

Ergebnisse der Wirkungsforschung
 

· vor allem Fernsehen bestimmt den Tagesablauf der Menschen

(Essen bei der Tagesschau, kein Anrufen bei Krimis, rechtzeitig zu „Wetten, dass...“ zu Hause sein...)

· Veränderungen des Freizeitverhaltens durch Berichterstattung über Boris Becker und Jan Ullrich

· exzessive Nutzung (auch in Folge des Aufkommens vom Privatfernsehen) => über sechs Stunden Fernsehen am Tag

· Der Vielseher:  
höheres Alter, geringe Bildung, Arbeitermilieu, Einsamkeit 

nach Verlust des Partners, Flucht in virtuelle Welten als Kompensation für gesellschaftliche Zurücksetzung

· Fernsehen und Kinder: Wirkungen umstritten, abhängig von Alter und Entwicklungsstand

ABER:  zu viel Fernsehkonsum führt zu:

· Konzentrationstörungen

· Wortarmut, Phantasielosigkeit

· Beweisnot der Wirkungsforschung: 
Mensch und Medien stehen in keinem 

eindimensionalen Kausalprozess

· Untersuchungen während der Kabelpilotprojekte

· Mehrangebot an Programm führt nicht zu höherem TV-Konsum, verstärkt 

Nutzungsgewohnheiten

Wissenszuwachs

· Medien verbreitern die Wissenskluft zwischen oberen und unteren Schichten der Gesellschaft und teilt die Gesellschaft in eine Informationselite und Nichtinformierte

· politische Entfremdung => geringere Bereitschaft zur politischen Beteiligung

Meinungswandel?

· USA 1991:  Amerikaner halten wirtschaftliche Lage auf Grund von Medienberichten für schlecht => George Bush verliert Präsidentenwahl 

· insgesamt aber nicht wirklich nachvollziehbar, ob und inwieweit Medien Meinungen ändern können (Pürer wählt hier die Worte „könnten Meinungen ändern“)

· Schweigespirale:
Konzept von Noelle-Neumann, (im Bezug zur Bundestagswahl 76)

=>
 vorherrschende Meinungen werden medial verstärkt, da die Vertreter dieser Meinungen sich selbstbewußter an die Öffentlichkeit wenden, während Vertreter unterlegener Meinung sich mit Äußerungen eher zurück halten => in den / durch die Medien entsteht ein verzerrtes Bild von der Häufigkeit mit der Meinungen vertreten werden => eine Meinung begegnet einem immer häufiger => Verstärkung der Tendenz, dass die einen eher reden, die anderen lieber schweigen = Schweigespirale

· Kritik an Noell-Neumann:
Zahl der Befragten zu niedrig => nicht repräsentativ

nur Vermutungen, kein Beweis, Fernsehen nur isoliert betrachtet

inwieweit schlagen sich die Meinungen der Journalisten überhaupt im Programm durch?

Führt ein verändertes Meinungsbild auch zu einem anderen Wahlverhalten?

13. Medien und Gewalt

· Fernsehen als Sündenbock

· besonders Private zeigen häufiger Gewalt

· Schmuddel-Talk: psychische Vergewaltigung

· Wirkung von Gewaltdarstellungen

· abhängig von: Inhalt der Sendung, Persönlichkeitsstruktur des Zuschauers, Situation, in der die Sendung gesehen wird

· Habitualisierungs-These: Gewalt-TV stumpft ab, Gewalt wird etwas Normals

· Inhabitualisierungs-These:
Gewalt im Fernsehen als Ventil

· Zu beachten: TV-Konsum ist kein Alleinverursacher! Gesamtzusammenhang sehen in dem sich der Nutzer befindet

· Eindämmung von Gewaltfilmen

· Lautstarke und sinnlose Forderungen der Parteien

· Anti-Gewalt-Grundsätze der ARD

· FSF – Freiwillige Selbstkontrolle Fernsehen (1994): Sperrung, Schnitte, Verschiebung auf spätere Sendezeiten; Kritik: Vorbeischummeln möglich, behandelt keine Werbung in Kinderprogrammen

· Verzicht auf Gaffersendungen in privaten Sendern

14. Medien und Politik

· Prangerjournalismus, z.B. „Hexenjagd“ nach Stasi-Mitarbeitern, ohne sorgfältig Recherche, Vorverurteilungen

· Rücktritte, Entlassungen von Politikern nach Medienberichten (Putzfrauen- , Amigo- und Briefbogenaffären) => Politiker-Meinung: Medien an der Politikverdrossenheit

· Imageverlust => Glaubwürdigkeit von Politikern und Medien hat abgenommen

· Vetrauensverslust gegenüber Politik beruht auf Diskrepanzen in der öffentlichen Kommunikation: (These von Benetele)

· Diskrepanzen zwischen Informationen und zu Grunde liegenden Sachverhalten (Lügen, Beschönigungen)

· Diskrepanzen zwischen verbalen Aussagen und tatsächlichem Handeln der Politiker

· Diskrepanzen im Verhalten und im Handeln zwischen gleichen Institutionen (z.B. Bundesländer)

· Diskrepanzen zwischen verschiedenen Aussagen eines Akteurs

· Diskrepanzen zwsichen verschiedenen Akteuren innerhalb einer Instituion

· Politikverdrossenheit beruht auf Darstellung in den Massenmedien allgemein, speziell in einer Änderung des Begriffes der Kritik (These Kepplinger)

· Journalisten sind nicht mehr die neutralen Vermittler von einst, sondern sehen sich selbst als engagierte Kritiker

· bevorzugte Darstellung von Negative fördert neagtive Weltsicht und Zweifel an der Problemlösungskapazität der Politik

· Wechselwirkungen:

· der politische Prozess ist vor allem ein kommunikativer Prozess geworden

· „Mediatisierung“ der Politik => Unterwerfung der Politik unter die Gesetzmäßigkeiten der Medien => zuerst kommt die Vermittlung, dann die Substanz

· Personalisierung der Politik => Förderung von Inszenierungen und symbolischen Handeln, Sachthemen treten zurück

· Verführung zu mediengemäßen Rhetorik

· Beziehungsspiele zwischen Journalisten und Politikern

· Hintergrundgespräche: verborgene Zusammenhänge erklären, „Testballons“ steigen lassen (Pläne öffentlich machen), Verständnis für eigene Interessen wecken

· Essenseinladungen + Sonderinformationen => „Beißhemmungen“ / Kumpanei

15. Erfüllen die Massenmedien ihre politische Funktionen?

· Aufgaben:

Information
Meinungsbildung
Kontrolle und Kritik

· Probleme:

Fernsehen mit Glaubwürdigkeitsverlust, denn die Zuschauer wissen, 

wie es ungefähr hinter den Kulissen ausschaut

· Hemmnisse:
politisch

· einseitige Unterrichtung durch Parteien und Verbände

· mangelnde Auskunftsbereitschaft der Behörden

· Einfluss der Parteien in Rundfunkräten

· Pflege politischer Tabus

wirtschaftlich

· Abhängigkeit von Werbung

· Abhängigkeit der Journalisten vom Verleger

· Einfluss großer Pressekonzerne

· Quoten-Fetischismus

· Informationsverluste durch Abhängigkeit von Agenturen, zahlreiche Redigierungsstufen

· über Ausmaß der Informationslücken entscheidet der „Gatekeeper“, d.h. Redakteure 

bestimmen welche Informationen weitergegeben werden

· Gefährdung der Informationsfreiheit durch Pressekonzentration

· konzerninterne Gleichschaltung

· Verwendung einer Geschichte für Zeitung, Funk, Fernsehen (bei großen Medienverlagen)

16. Ausblick

· Informationsangebot wird erweitert werden => Informationsflut

( Erhöhung der Medienkompetenz der Menschen wichtig für deren Orientierung
SEITE  
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